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1. Vorbemerkungen 

Auftragsgemäß untersucht dieser Sachstand die Möglichkeit der „Portierung“ von 
Hypothekendarlehen bzw. den Austausch des Sicherungsgegenstandes. Hierbei wird 
insbesondere auf die bestehenden rechtlichen Regelungen und Voraussetzungen eingegangen 
sowie die aktuelle Rechtslage und die Verbreitung in ausgewählten Mitgliedstaaten dargestellt. 
Zudem wird auf die statistische Häufigkeit und die Auswirkungen des Verfahrens auf die 
Erschwinglichkeit von Wohneigentum eingegangen. 

2. Aktuelle gesetzliche Regelungen und Voraussetzungen in Deutschland 

2.1. Gesetzliche Regelungen 

Als Hypothekendarlehen werden langfristige Darlehen bezeichnet, die durch Grundpfandrechte 
abgesichert sind. Seinen Namen hat das Hypothekendarlehen von der Hypothek. Diese war die 
früher übliche Kreditsicherheit, welche Banken bei Vergabe eines Baudarlehen entgegennahmen. 
Heutzutage spielen Hypotheken in der Praxis nur noch eine geringe Rolle, wenn auch der 
Wortstamm etwas anderes vermuten lässt. 

Die §§ 1113–1203 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)1 regeln dabei die sog. Grundpfandrechte. Die 
Gesetzessystematik entspricht hierbei nicht der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen 
Kreditformen. Grundlage der gesetzlichen Regelungen ist die forderungsakzessorische Hypothek 
(§§ 1113–1190 BGB). Darauf aufbauend wird die in der Praxis vorherrschende Grundschuld 
geregelt (§§ 1191–1198 BGB), während die Rentenschuld als Variante (§§ 1199–1203) nahezu 
bedeutungslos ist.2 

Gesetzestechnisch und historisch gesehen bildet die Hypothek die Grundform der 
Grundpfandrechte. Sie ist eine Form des Realkredits an Immobilien. Wegen ihrer strengen 
Akzessorietät wird sie jedoch praktisch weitestgehend von der Sicherungsgrundschuld 
verdrängt. Diese trägt den Bedürfnissen der Sicherungsnehmer wesentlich besser Rechnung. 
Jedoch behält die Hypothek als gesetzliches Sicherungsinstrument weiterhin Bedeutung und ist 
auch aus der rechtsgeschäftlichen Kreditsicherung nicht völlig verdrängt.3 

Der entscheidende Unterschied zwischen Grundschuld und Hypothek liegt in der Verknüpfung 
mit einer persönlichen Forderung. Die Hypothek ist im Gegensatz zur Grundschuld in 
Entstehung, Übertragung, Verpfändung, Belastung und Untergang abhängig von einer solchen 
Forderung. Der Gläubiger der Forderung und der Hypothekenberechtigte sind bis auf enge 
Ausnahmefälle zwingend identisch. Die Akzessorietät beeinträchtigt jedoch die Funktion der 

 

1 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 
738), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 294) geändert worden ist, 
abrufbar unter: § 1113 BGB - Einzelnorm (gesetze-im-internet.de). 

2 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 1191 Rn. 1. 

3 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 1113 Rn. 1, 2. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1113.html
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Hypothek als Sicherungsmittel. Die Praxis zieht ihr deshalb die nicht akzessorische Grundschuld 
(§ 1192 Abs. 1 BGB) vor.4 

Alle Grundpfandrechte belasten als beschränkte dingliche Rechte das Eigentum an einem oder 
mehreren Grundstücken. Sie gewähren dem Gläubiger ein dingliches Verwertungsrecht im 
Sicherungsfall, welches durch Zwangsvollstreckung in das Grundstück und mithaftende 
Gegenstände ausgeübt wird. Dies ergibt sich u.a. aus der Formulierung, dass an den Begünstigten 
eine bestimmte Geldsumme aus dem Grundstück zu zahlen ist (§ 1113 Abs. 1, § 1191 Abs. 1, § 
1199 Abs. 1 BGB).5 

Die Grundpfandrechte entstehen regelmäßig durch Eintragung ins Grundbuch (§§ 873 ff. BGB). 
Ihre Wirksamkeit unterliegt dem Abstraktionsprinzip. Zu unterscheiden sind die gesicherte 
Forderung, der schuldrechtliche Sicherungsvertrag, welcher das zu bestellende Grundpfandrecht 
auf die Forderung bezieht, und der dingliche Vertrag über die Bestellung des Grundpfandrechts.6 

Die Übertragung der Grundpfandrechte richtet sich danach, ob sie verbrieft werden 
(Briefgrundschuld und Briefhypothek) oder nicht (Buchgrundschuld und Buchhypothek). Die 
Verbriefung eröffnet dabei einfachere Übertragungswege. Gemäß § 1154 Abs. 1 BGB erfolgt diese 
hier durch Erteilung der Abtretungserklärung in schriftlicher Form und Übergabe des 
Hypothekenbriefs.7 

2.2. Möglichkeit der Portierung des Hypothekendarlehens bzw. des Austausches des 
Sicherungsgegenstandes 

Ob und inwiefern eine Portierung eines bereits bestehenden Hypothekendarlehens bzw. der 
Austausch des Sicherungsgegenstandes möglich ist bzw. welche Voraussetzungen dafür 
notwendig sind, hat der Bundesgerichtshof (BGH) in seinem Urteil vom 03. Februar 2004 
entschieden.8 

Voraussetzung dafür ist u.a., dass einem Darlehensnehmer gegen die realkreditgebende Bank ein 
Anspruch auf Einwilligung in eine vorzeitige Darlehensablösung gegen angemessene 
Vorfälligkeitsentschädigung zusteht.9  

Ein solcher Anspruch kann sich aus § 490 Abs. 2 BGB ergeben. Danach kann der 
Darlehensnehmer einen Darlehensvertrag, bei dem der Sollzinssatz gebunden und das Darlehen 
durch ein Grund- oder Schiffspfandrecht gesichert ist, unter Einhaltung der Fristen des § 488 

 

4 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 1191 Rn. 6. 

5 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 1191 Rn. 2. 

6 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 1191 Rn. 4. 

7 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 1191 Rn. 5. 

8 Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 3. Februar 2004 – XI ZR 398/02 –, abrufbar unter: Urteil des 
XI. Zivilsenats vom 3.2.2004 - XI ZR 398/02 - (bundesgerichtshof.de). 

9 Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 3. Februar 2004 – XI ZR 398/02 –, Leitsatz zu 1. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=79727e33bb402205e2da7b778f0810b0&nr=28866&pos=0&anz=1
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=79727e33bb402205e2da7b778f0810b0&nr=28866&pos=0&anz=1
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Abs. 3 S. 2 BGB vorzeitig kündigen, wenn seine berechtigten Interessen dies gebieten und seit 
dem vollständigen Empfang des Darlehens sechs Monate abgelaufen sind.10 

Voraussetzung für ein solches außerordentliches Kündigungsrecht ist demnach ein wirksamer 
Darlehensvertrag gemäß § 488 BGB. In diesem Darlehensvertrag muss ein gebundener 
Sollzinssatz für einen bestimmten Zeitraum festgeschrieben sein. Ferner muss der 
Rückerstattungsanspruch aus § 488 Abs. 1 S. 2 BGB durch ein Grundpfandrecht (Hypothek, 
Grundschuld, Rentenschuld) oder eine Schiffshypothek abgesichert worden sein.11 

Schließlich müsste der Darlehensnehmer ein berechtigtes Interesse an der vorzeitigen 
Darlehensablösung haben. Ein solches Interesse liegt gemäß § 490 Abs. 2 S. 2 BGB dann vor, 
wenn der Darlehensnehmer ein Bedürfnis nach einer anderweitigen Verwertung der zur 
Sicherung des Darlehens beliehenen Sache hat. Der Darlehensnehmer hat dem Darlehensgeber 
nach § 490 Abs. 2 S. 3 BGB denjenigen Schaden zu ersetzen, der diesem aus der vorzeitigen 
Kündigung entsteht (Vorfälligkeitsentschädigung). 

Das berechtigte Interesse liegt in der Regel vor, wenn durch die Weigerung der Bank, den Vertrag 
vorzeitig zu beenden, die wirtschaftliche Handlungsfreiheit des Darlehensnehmers, insbesondere 
im Hinblick auf das Grundpfandrecht, tangiert ist. § 490 Abs. 2 S. 2 BGB nennt in Anlehnung an 
die Rechtsprechung des BGH beispielhaft und nicht abschließend den Fall, dass der 
Darlehensnehmer ein Bedürfnis nach einer anderweitigen Verwertung der zur Sicherung des 
Darlehens beliehenen Sache hat. Das heißt, die Darlehensrückführung muss zur Verfügung über 
das grundpfandrechtlich belastete Recht an einer Immobilie wirtschaftlich erforderlich sein. Nur 
dann ist die wirtschaftliche Handlungsfreiheit des Darlehensnehmers betroffen. Ist diese 
Voraussetzung gegeben, kommt es auf die Motivation des Darlehensnehmers für diese 
anderweitige Verwertung nicht mehr an. Die Beendigung des Vertrages kann daher vom 
Darlehensnehmer sowohl im Fall eines Verkaufs aus privaten Gründen (Ehescheidung, 
Krankheit, Arbeitslosigkeit, erhebliche negative Veränderung der Einkommensverhältnisse oder 
Überschuldung, Umzug) als auch dann geltend gemacht werden, wenn er lediglich eine günstige 
Verkaufsgelegenheit wahrnehmen möchte. Die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit des 
Darlehensnehmers ist aber auch dann betroffen, wenn er das belastete Grundstück zur 
Absicherung eines erheblich umfangreicheren, bei der kreditgebenden Bank nicht erhältlichen 
Kredits benötigt.12 

Dagegen ist die wirtschaftliche Handlungsfreiheit des Darlehensnehmers im Hinblick auf die 
beliehene Immobilie nicht tangiert, wenn er, etwa im Rahmen einer Umschuldung, durch 
Ablösung des Kredits lediglich in den Genuss günstigerer Darlehenskonditionen bei derselben 
oder einer anderen Bank kommen möchte oder wenn er während der bisherigen Vertragslaufzeit 
gebildete Rücklagen für die vorzeitige Tilgung nutzen möchte. Auch die bloße Tatsache, dass der 
Darlehensnehmer in Zahlungsschwierigkeiten gerät, tangiert noch nicht die auf die 

 

10 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 
738), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 294) geändert worden ist, 
abrufbar unter: § 490 BGB - Einzelnorm (gesetze-im-internet.de). 

11 Rohe in BeckOK BGB, 68. Ed. 1.11.2023, § 490 Rn. 20. 

12 K. P. Berger in MüKoBGB, 9. Aufl. 2023, § 490 Rn. 26. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__490.html
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grundpfandrechtliche Sicherung bezogene wirtschaftliche Bewegungsfreiheit und fällt daher 
nicht in den Anwendungsbereich von § 490 Abs. 2 BGB. Dies gilt auch dann, wenn die Tilgung 
des Darlehens durch eine Lebensversicherung erfolgen und der Betrag wegen vorzeitigen Eintritts 
des Versicherungsfalles zur vorzeitigen Tilgung genutzt werden soll. Auch der Tod des 
Darlehensnehmers allein führt nicht zu einer Sonderstellung der Erben im Hinblick auf die 
vorzeitige Kündigung des Darlehensvertrages. All diese Fälle haben ihren Ursprung nämlich 
nicht in der Verfügung über das belastete Grundstück, sondern allein im Kreditvertrag.13 

Hat der Darlehensnehmer nunmehr gegen die realkreditgebende Bank einen solchen Anspruch 
auf Einwilligung in eine vorzeitige Darlehensablösung gegen angemessene 
Vorfälligkeitsentschädigung, kann er, wenn die Veräußerung des belasteten Grundstücks eine 
Ablösung des Darlehens nicht erfordert, stattdessen auch die Zustimmung in einen bloßen 
Austausch der vereinbarten Sicherheiten bei sonst unverändert fortbestehendem 
Darlehensvertrag beanspruchen. Dies setzt jedoch voraus, dass der Austausch der Sicherheit dem 
Kreditinstitut mangels eines schutzwürdigen Eigeninteresses zuzumuten ist.14 

Nach dem Urteil des BGH vom 03. Februar 2004 ist dies der Fall,  

1) wenn eine vom Darlehensnehmer als Ersatz angebotene Grundschuld das Risiko der 
realkreditgebenden Bank genauso gut abdeckt wie die der Bank vereinbarungsgemäß 
eingeräumte Grundschuld, 

2) der Darlehensnehmer bereit und in der Lage ist, alle mit dem Austausch der Sicherheit 
verbundenen Kosten zu tragen und  

3) das Kreditinstitut auch nicht befürchten muss, etwa bei der Verwaltung oder der 
Verwertung der Ersatzsicherheit irgendwelche Nachteile zu erleiden.15 

Sind die vorgenannten Voraussetzungen gegeben, so räumt der BGH dem Darlehensnehmer eine 
Art Wahlrecht zwischen der vorzeitigen Darlehensablösung und dem Austausch der Sicherheit 
ein. 

 

13 K.P. Berger in MüKoBGB, 9. Aufl. 2023, § 490 Rn. 26 m.w.N. 

14 Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 3. Februar 2004 – XI ZR 398/02 –, Leitsatz zu 1., abrufbar unter: Urteil des 
XI. Zivilsenats vom 3.2.2004 - XI ZR 398/02 - (bundesgerichtshof.de). 

15 Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 3. Februar 2004 – XI ZR 398/02 –, Leitsatz zu 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=79727e33bb402205e2da7b778f0810b0&nr=28866&pos=0&anz=1
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=79727e33bb402205e2da7b778f0810b0&nr=28866&pos=0&anz=1


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 7 - 3000 - 099/23 

Seite 8 

3. Aktuelle Rechtslage in ausgewählten Mitgliedstaaten16 

3.1. Frankreich 

3.1.1. Aktuelle Regelungen 

Die rechtlichen Regelungen für Hypotheken in Frankreich finden sich im Zivilgesetzbuch in den 
Artikeln 2385 bis 247417. Die Artikel 2402 bis 240718 stammen dabei aus der 2016 erfolgten 
Reform des Zivilrechts. Bei der Übertragung einer Hypothek wird, die auf einer ersten Immobilie 
eingetragene hypothekarische Sicherheit auf eine neue Immobilie übertragen. Hierbei werden 
weder die sonst übliche Eintragungsgebühr (1 % des Betrags der Sicherheit) noch die 
Hypothekengebühr (0,30 % des Betrags der Sicherheit) erhoben. 

3.1.2. Auswirken und Häufigkeit des Verfahrens 

Mit der Reform des Zivilgesetzbuches in Frankreich im Jahr 2016 wurden die 
Hypothekenübertragungen eingeführt. In der Praxis konnte dadurch der Zugang zu Eigentum und 
die Mobilität der Bürger erleichtert werden. Durch das neue Verfahren ist der Darlehensnehmer 
bei einem Wechsel des Wohnsitzes nicht mehr durch eine erste Hypothek „blockiert“. 

In den letzten Jahren ist die Kreditvergabe in Frankreich zurückgegangen (-32 % innerhalb eines 
Jahres im Februar 2023). Es ist jedoch eine Reform im Gange, die die Gewährung solcher 
Darlehen erleichtern soll. 

3.2. Irland 

3.2.1. Aktuelle Reglungen 

In Irland existieren keine rechtlichen oder regulatorischen Beschränkungen für die Portabilität 
von Wohnimmobilienhypotheken. Das heißt, dass die Übertragung einer Hypothek mit denselben 
Bedingungen von einer gesicherten Immobilie auf eine andere gesicherte Immobilie möglich ist. 
Dies scheint jedoch keine allgemeine Geschäftspraxis auf dem irischen Hypothekenmarkt zu 
sein. 

Der Darlehensnehmer hat in Irland das Recht, eine Hypothek (ganz oder teilweise) vor dem 
Vertragsende zurückzuzahlen. In einigen Fällen kann eine Vorfälligkeitsentschädigung erhoben 
werden. Außerdem sind langfristige Hypotheken mit festem Zinssatz (über 10 Jahre) auf dem 
irischen Markt im Allgemeinen nicht erhältlich. Grundsätzlich würde ein Kreditnehmer in 

 

16 Die in diesem Gliederungspunkt aufgeführten Angaben zur Rechtslage im internationalen Vergleich beruhen auf 
Auskünften der jeweiligen Parlamentsverwaltungen. 

17 Zivilgesetzbuch Frankreich, abrufbar (in französischer Sprache) unter: Kapitel III: Hypotheken (Artikel 2385 bis 
2474) - Légifrance (legifrance.gouv.fr). 

18 Zivilgesetzbuch Frankreich, abrufbar (in französischer Sprache) unter: Sous-section 2 : Des hypothèques 
spéciales (Articles 2402 à 2407) - Légifrance (legifrance.gouv.fr). 

https://www.legifrance.gouv.fr/codes/section_lc/LEGITEXT000006070721/LEGISCTA000006150396/2023-01-01/#LEGISCTA000006150396
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/section_lc/LEGITEXT000006070721/LEGISCTA000006150396/2023-01-01/#LEGISCTA000006150396
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/section_lc/LEGITEXT000006070721/LEGISCTA000006181849/2023-01-01/#LEGISCTA000044072144
https://www.legifrance.gouv.fr/codes/section_lc/LEGITEXT000006070721/LEGISCTA000006181849/2023-01-01/#LEGISCTA000044072144
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Irland, der die Besicherung seines Kredits ändern möchte, den ausstehenden Kredit ablösen und 
einen neuen Hypothekarkredit auf die neue Besicherung aufnehmen. 

In letzter Zeit haben jedoch einige neue Darlehensgeber, welche keine Banken sind, damit 
begonnen, langfristige Hypotheken mit festem Zinssatz anzubieten. Diese Darlehensgeber 
verweisen auch darauf, dass die „Portierung von Hypotheken“ für Kunden möglich ist. Zu diesen 
„bankfremden“ Kreditgebern gehören u.a. Finance Ireland19 und Avant Money20. 

3.2.2. Auswirken und Häufigkeit des Verfahrens 

Das Verfahren der Portierung von Hypothekendarlehen spielt im Bereich des irischen 
Hypothekenmarktes keine große Rolle. Daher wird davon ausgegangen, dass die Auswirkungen 
des Verfahrens sehr begrenzt bzw. sogar irrelevant sind. Aus diesem Grund liegen auch keine 
Zahlen oder Statistiken zu dieser Frage vor. 

3.3. Österreich 

Der Austausch einer Sicherheit während eines laufenden Kreditvertrags ist in Österreich 
grundsätzlich nur mit Zustimmung des Kreditgebers möglich. Zur vorzeitigen Rückzahlung von 
Hypothekarkrediten (im Unternehmer-Verbraucher-Verhältnis) bestehen dabei die folgenden 
Regelungen des § 20 Hypothekar- und Immobilienkreditgesetz: 

  (1) Der Kreditnehmer hat das jederzeit ausübbare Recht, den Kreditbetrag vor Ablauf der 
bedungenen Zeit zum Teil oder zur Gänze zurückzuzahlen. Die vorzeitige Rückzahlung des 
gesamten Kreditbetrags samt Zinsen gilt als Kündigung des Kreditvertrags. Die vom 
Kreditnehmer zu zahlenden Zinsen verringern sich bei vorzeitiger Kreditrückzahlung 
entsprechend dem dadurch verminderten Außenstand und gegebenenfalls entsprechend der 
dadurch verkürzten Vertragsdauer; die Kosten verringern sich verhältnismäßig. 

  (2) Der Kreditgeber kann vom Kreditnehmer eine angemessene und objektiv gerechtfertigte 
Entschädigung für den ihm aus der vorzeitigen Rückzahlung voraussichtlich unmittelbar 
entstehenden Vermögensnachteil verlangen. Dies gilt nicht, wenn 

  1. die vorzeitige Rückzahlung mit einer Versicherungsleistung aus einem 
Versicherungsvertrag getätigt wird, der vereinbarungsgemäß die Rückzahlung des Kredits 
gewährleisten soll, 

  2. die Rückzahlung in einen Zeitraum fällt, für den kein fester Sollzinssatz vereinbart 
wurde, 

 

19 Internetauftritt von Finance Ireland, abrufbar unter: Finance Ireland - Finance Ireland announces major 
innovation for Irish mortgage market - Finance Ireland. 

20 Internetauftritt von Avant Money, abrufbar unter: One Mortgage | Avant Money. 

https://www.financeireland.ie/announcements/finance-ireland-announces-major-innovation-for-irish-mortgage-market/
https://www.financeireland.ie/announcements/finance-ireland-announces-major-innovation-for-irish-mortgage-market/
https://www.avantmoney.ie/mortgages/one-mortgage
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  3. der vorzeitig zurückgezahlte Betrag 10 000 Euro innerhalb eines Zeitraums von zwölf 
Monaten nicht übersteigt oder 

  4. der Kredit in Gestalt einer Überziehungsmöglichkeit gewährt worden ist. 

  (3) Die Entschädigung darf die Zinsen, die der Verbraucher bis zum Ende der Laufzeit des 
Kreditvertrags für den betreffenden Kreditbetrag hätte zahlen müssen, nicht übersteigen. Sie 
darf überdies höchstens 

  1. 0,5% des vorzeitig zurückgezahlten Kreditbetrags, wenn der Zeitraum zwischen der 
vorzeitigen Rückzahlung und dem vereinbarten Ablauf des Kreditvertrags ein Jahr nicht 
überschreitet, und 

  2. 1% in allen anderen Fällen 

  betragen. 

3.4. Vereinigten Königreichs Großbritannien 

3.4.1. Aktuelle Regelungen 

In der Regel erlauben die Kreditgeber im Vereinigten Königreichs Großbritannien die „Portierung 
von Hypotheken“. Eine Verpflichtung hierzu besteht jedoch nicht. Erhalten die Kreditgeber einen 
Antrag auf Portierung, können sie die Erschwinglichkeit einer Hypothek oder die Auswirkungen 
auf das Risiko neu bewerten. 

So kann beispielsweise ein Kreditnehmer, der in eine günstigere Wohnung umziehen möchte, 
seine Hypothek nicht portieren, wenn dies zu einem höheren Beleihungsauslauf – einem 
höheren prozentualen Anteil der Finanzierung durch die Bank – führen würde, als er in den 
ursprünglichen Bedingungen der Hypothek vorgesehen war. 

Die Vorschriften für Hypothekarkredite werden dabei von einer Regulierungsbehörde, der 
Financial Conduct Authority (FCA), im Rahmen der Befugnisse von Abschnitt 9A des Financial 
Services and Markets Act 200021 festgelegt. Die FCA verlangt dabei von den Kreditgebern, dass 
sie die Erschwinglichkeit von Hypothekenkrediten gemäß FCA Handbook, MCOB 11.622 bei 
potenziellen Kreditnehmern prüfen. 

Auf diese Prüfungen wird jedoch gemäß FCA Handbook, MCOB 11.723 verzichtet, wenn der 
Kunde eine Hypothek ohne eine Erhöhung des Kreditbetrags portiert. 

 

21 Financial Services and Markets Act 2000 (abrufbar unter: 
https://www.legislation.gov.uk/ukpga/2000/8/part/9A. 

22 FCA Handbook, MCOB 11.6, abrufbar unter: https://www.handbook.fca.org.uk/handbook/MCOB/11/6.html. 

23 FCA Handbook, MCOB 11.7, abrufbar unter: 
https://www.handbook.fca.org.uk/handbook/MCOB/11/7.html#DES289. 

https://www.legislation.gov.uk/ukpga/2000/8/part/9A
https://www.handbook.fca.org.uk/handbook/MCOB/11/6.html
https://www.handbook.fca.org.uk/handbook/MCOB/11/7.html#DES289
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3.4.2. Auswirken und Häufigkeit des Verfahrens 

Für das Vereinigten Königreichs Großbritannien sind keine Studien oder Kommentare bekannt, 
in denen die Auswirkungen der Vorschriften zur Hypothekenportierung auf den Wohnungsmarkt 
untersucht werden. Als die FCA die o.g. Vorschriften einführte, gab es zunächst einige Bedenken, 
dass die Hypothekenportierung für Makler schwieriger werden würde. Es konnten jedoch keine 
konkreten Informationen gefunden werden, wie sich die Änderungen auf den Markt ausgewirkt 
haben.24 

Als Hindernis für die Mobilität und die Erschwinglichkeit von Häusern wird häufiger die 
sogenannte Stempelsteuer genannt, welche von den Käufern beim Kauf eines Hauses zu zahlen 
ist. Diese halte die Menschen eher davon ab, sich zu verkleinern und Wohnraum für Erstkäufer 
freizumachen.25 

In Bezug auf die Häufigkeit der Portierung von Hypothekarkrediten im Vereinigten Königreich 
Großbritannien konnten keine Statistiken gefunden werden. 

 

*** 

 

24 FT Adviser, "Interme-diaries reveal 'porting' difficulties“, 24. August 2015, abrufbar unter: 
https://www.ftadviser.com/2015/08/24/mortgages/mortgage-data/intermediaries-reveal-porting-difficulties-
fD0Acn5mGjRKHJHc2HYrOO/article.html. 

25 Institute for Fiscal Studies, "Stamping on stamp duty would free empty nesters to fly their coops“, 16. Januar 
2023, abrufbar unter: https://ifs.org.uk/articles/stamping-stamp-duty-would-free-empty-nesters-fly-their-coops. 

https://www.ftadviser.com/2015/08/24/mortgages/mortgage-data/intermediaries-reveal-porting-difficulties-fD0Acn5mGjRKHJHc2HYrOO/article.html
https://www.ftadviser.com/2015/08/24/mortgages/mortgage-data/intermediaries-reveal-porting-difficulties-fD0Acn5mGjRKHJHc2HYrOO/article.html
https://ifs.org.uk/articles/stamping-stamp-duty-would-free-empty-nesters-fly-their-coops
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